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Schon früher von Zeit zu Zeit mit der Redaktion des „Couriers“
als Stellvertreter betraut, hat der Unterzeichnete dieſelbe vom heutigen
Tage an auf eigene Verantwortung übernommen, nachdem der bisherige
Redakteur Herr Dr. Daniel nach einer aufopferungsvollen Thätigkeit
von fünf Vierteljahren ſeinem Wunſche gemäß von dem Direktorium der
Francke'ſchen Stiftungen davon entbunden iſt. Derſelbe hat jedoch gü-
tigſt zugeſagt, ſein thätiges Intereſſe und ſeine ausgezeichnete Hülfe dem
von ihm unter ſchwierigen Verhältniſſen begründeten Blatte auch ferner-
hin zuwenden zu wollen. Ueberhaupt wird durch dieſen Perſonenwechſel
die bisherige Haltung des „Couriers“ nicht verändert werden: die
Redaktion deſſelben wird in demſelben patriotiſch- preußiſchen Geiſte
und Sinne der auch die allgemeinen deutſchen Jntereſſen gebüh-
rend zu würdigen weiß und in derſelben unabhängigen Stellung
fortgeführt werden.

Halle, auf dem Pädagogium, den 1. April 1852.
Dr. Hermann Garcke.
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Halle, den 1. April.
Die erſte Kammer genehmigt ebenfalls die Erwerbung der Nie-

derſchleſiſch Märkiſchen Eiſenbahn und beſeitigt den Antrag des Dr.
Klee, der die Ausübung politiſcher Rechte von der Aufnahme in eine
der anerkannten chriſtlichen Kirchen abhängig zu machen bezweckt. Die
zweite Kammer im Disciplinargeſetz.

Der Rundſchauer der „N. Pr. Z. bezeichnet es als die
Hauptaufgabe Preußens, den franzöſiſchen Konſtitutionalismus abzuthun,
und das ſei „nicht eine Contre-Revolution, ſondern das Gegentheil
der Revolution.“

Nach der „Fr. O. -P. A. Z.“ wollen Würtemberg, Bayern und
Sachſen vorab Erhaltung des Zollvereins, ſodann geſicherte Anbahnung
der Zoll und Handelseinigung des Vereins mit Geſammtöſterreich zu-
nächſt durch einen Handelsvertrag. Sachſen ſoll beſtimmt ſein, die
entſprechenden Anträge in Berlin zu ſtellen.

Jn Bremen die bisherige Bürgerſchaft aufgelöſt, das Vereinsrecht
u. ſ. w. ſuspendirt.

Nach dem Journal des Débats wird eine Konferenz der fünf
Großmächte und Schwedens die Däniſche Erbfolge regeln.

Die Eröffnungsrede des Präſidenten am 29. März athmet
Frieden und Freundſchaft gegen alle Welt. Nichts von Proklamirung
des Kaiſerthums.

Der Herzog v. Bordeaux ſoll unter Vermittlung des ruſſiſchen
Großfürſten Konſtantin in der Fuſionsangelegenheit eine erfolgreiche Zu
ſammenkunft mit dem Herzog v. Aumale gehabt haben.

Nach dem „Globe“ wird die Auflöſung des engliſchen Parla
ments am 27. Mai erfolgen. t

ſcene des amerikaniſchen Parlamentarismus

Jm „„Republicain Neuchatelois“ eine intereſſante Korreſpondenz der
RoyaliſtenChefs mit Herrn v. Chambrier in Berlin veröffentlicht, viel
leicht um gar einen Hochverrathsprozeß einzuleiten

Jm Kongreß zu Waſhington eine charakteriſtiſche Ohrfeigen
zur Belebung der trocke

nen Verhandlungen.

Deutſchland.

Der „Preußiſche Staats Anzeiger“ vom 31. März enthält
Folgendes

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: i

Dem Hofmarſchall Sr. Königl. Hoheit des Prinzen von Preußen,
Oberſt Lieutenant Grafen v. Pückler, das KomthurKreuz des Königl.
Haus Ordens von Hohenzollern zu verleihen und

Gemäß der von dem Gemeinderathe in Görlitz getroffenen Wahl,
den StadtSyndikus Bürgermeiſter Fiſcher als Beigeordneten der Stadt
Görlitz für eine ſechsjährige Amtsdauer zu beſtätigen.

Das 5. Stück der Geſetzſammlung, welches heute ausgegeben wird,
enthält unter

Nr. 3497. den Allerhöchſten Erlaß vom 23. Februar 1852, betreffend
die Verleihung der fiskaliſchen Vorrechte und die Ertheilung
der Berechtigung zur Erhebung eines Chauſſeegeldes für
die Straße von Suhl längs des Haſelgrundes nach El

llingshauſen; unter
3498. die Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Ge

nehmigung der Verordnungen
vom 12. Juni 1851 wegen Ermäßigung des Eingangs-
zolls für Reis, ſo wie Aufhebung des Eingangszolls und
Feſtſetzung eines Ausgangszolls für denaturirtes Baumöl,

vom 21. Juli 1851, wegen Abänderung des Vereins Zoll-
tarifs und vom 21. Juli 1851 wegen Anwendung der er-
mäßigten, Durchgangs Zollſätze für Getreide auf den Ein

gang auf der Warthe und den Ausgang über Stettin. Vom
29. Februar 1852; unter 3
den Allerhöchſten Erlaß vom 1. März 1852, betreffend die
Verleihung der fiskaliſchen Vorrechte 2c. für den Bau ei
ner Gemeinde Chauſſee von der Köln Frankfurter
Staatsſtraße in Weyherbuſch über Flamersfeld und Hor-
hauſen bis zur NeuwiedDierdorfer Aktien Chauſſee vor
Heddesdorf; unter

3500. den Allerhöchten Erlaß vom 1. März 1852, betreffend die
Verleihung der fiskaliſchen Vorrechte 2c. für den Bau einer
GemeindeChauſſee von BrilonAlmer Provinzial Chauſſee

V 3499.



bei Nieder Alme über Büren und Steinhauſen nach dem
Bahnhofe in Geſeke; unter

Nr. 3501. das Geſetz, betreffend die Vereinigung der beiden oberſten
Gerichtshöfe. Vom 17. März 1852; und unter

3502. das Geſetz, betreffend die Ueberweiſung der in Gemäß-
heit des Geſetzes vom 7. December 1849 aufzunehmen-
den Staats Anleihe an die Haupt Verwaltung der Staats
ſchulden, ſo wie die Tilgung dieſer Anleihe. Vom 23.
März 1852.

Berlin, den 29. März 1852.
Debits-Comtoir der Geſetzſammlung.

Der bisherige Privatdocent an der hieſigen Univerſität, Licentiat
der Theologie Ferdinand Hermann Reuter, iſt zum außerordent-
lichen Profeſſor in der evangeliſchtheologiſchen Fakultät der Königlichen
Univerſität zu Breslau ernannt worden.

Erſte Kammer.
49. Sitzung am 30. März, 10 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Hr. v. d. Heydt, Miniſter Simons.
Der Kriegsminiſter v. Bonin iſt zum Abgeordneten der Erſten

Kammer gewählt.
Nach erledigten Wahlvorprüfungen wird der Antrag v. Gerlach“s

wegen Aufhebung der Dispoſitions Beſchränkungen des Grundeigen-
thums unterſtützt und geht an die Agrar Kommiſſion.

Es folgt der Kommiſſions Bericht über die Erwerbung der Nie-
derſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn Ref. v. Buddenbrock),
welcher die Annahme des von der zweiten Kammer beſchloſſenen Ge
ſetzes empfiehlt. Ein Antrag von Forſtner's findet nicht die genü-
gende Unterſtützung.

Kupfer ſpricht über das Geſetz, wird aber von der Verſammlung
nicht verſtanden. Karl erklärt ſich für das Prinzip der Erwerbung
der Eiſenbahnen durch den Staat.

v. Forſtner betrachtet den Gegenſtand vom militäriſchen Stand-
punkt. Seine Rede findet nur im geringem Grade die Aufmerkſamkeit
der Verſammlung.

Miniſter v. d. Heydt verſichert, daß die Regierung die finanziellen
Verhältniſſe des Staates ſtets berückſichtige und daher ſei auch nur das
vorliegende Geſetz wegen ſeiner beſonderen Veranlaſſung in der gegen-
wärtigen Seſſion vorgeſchlagen worden. Die Regierung habe weder die
Abſicht, alle Bahnen anzukaufen', noch auch aus eigenen Mitteln neue
Bahnen anzulegen; es werde überhaupt ein allgemeines Prinzip nicht
aufzuſtellen ſein, ſondern jedesmal die beſonderen Umſtände für das
Verhalten der Regierung maßgebend bleiben. Der Miniſter müſſe auch
Anſtand nehmen, Erklärungen über einzelne beſtimmte Bahnen abzuge-
ben, und ſetzt hierbei die Uebereinſtimmung der Kammer voraus, indem
ſie das dahin zielende Amendement (v. Forſtner's) nicht unterſtützt habe.

Degenkolb bezweifelt die Rentabilität der anzukaufenden Eiſen-
bahn, giebt aber doch zu, daß unter den obwaltenden Umſtänden der
Erwerbung einzuſtimmen ſei.

Jakobs erkennt die Gründe, welche bei der Erwerbung leitend
waren, an und fürchtet nur, daß man in Folge dieſer Erwerbung auch
neue Bauten unternehmen werde. Auch ſei im Augenblick die Vermeh
rung der Staatsſchuld um 20 Millionen nachtheilig; aus dieſen beiden
Gründen habe er in der Kommiſſion dagegen geſtimmt und werde auch
jetzt dagegen ſtimmen.

Die Kammer nimmt den Entwurf mit großer Majorität an.
Es folgt Bericht der Kommiſſion über den Antrag Dr. Klee auf

Annahme einer Zuſatz Beſtimmung zu dem Artikel 12 der Verfaſſungs
Urkunde, dahin lautend: „Die Mitgliedſchaft in einer der beiden Kam-
mern und der Zutritt zu Aemtern, mit denen die Ausübung einer rich-
terlichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt verbunden, iſt bedingt
durch die Aufnahme in eine der anerkannten chriſtlichen Kirchen.“

Die Kommiſſion beantragt: „Mit Rückſicht auf die wichtigen und
umfangreichen, kaum mehr zu bewältigenden Geſchäfte, welche den Kam-
mern zur Erledigung vorliegen, ſo wie mit Rückſicht auf die weit vor

erückte Zeit der gegenwärtigen Seſſton, über den Antrag des Abg. Dr.
lee zur Tagesordnung überzugehen.“

Hierzu ſind Verbeſſerungsanträge eingebracht worden und werden
unterſtützt: 1) Die Kammer wolle beſchließen über den Antrag des Ab-
geordneten Dr. Klee, betreffend eine Zuſatzbeſtimmung zu dem Artikel 12
der Verfaſſung, zur TagesOrdnung überzugehen. Gründe: Die im
Kommiſſions Berichte erwähnten Erklärungen der Vertreter der Staats-
regierung, „daß ein dringendes Bedürfniß zur Emanation neuer geſetz
licher Beſtimmungen oder einer Deklaration der beſtehenden Geſetze über
den Gegenſtand zur Zeit nicht obzuwalten ſcheine.“ Berlin, den 29.
März 1852. Freiherr v. Seydlitz, als Antragſteller. Unterſtützt von
v. Bethmann Hollweg. Mathis. v. Merckel. Graf v. Yorck. 2) Die
Kammer wolle beſchließen: den Antrag des Dr. Klee abzulehnen. Gründe:
Unvereinbarkeit des beantragten Zuſatzes mit dem Artikel 12 der Ver-
faſſung. Berlin, den 29. März 1852. Lette, als Antragſteller. Un
terſtiitzt durch: Böcking. v. Brünneck. Coqui. Degenkolb. Fonck.
Frech. Friecius. Grubitz. M. Hölterhoff. Jakob. Karſten. Kisker.
Reimer. Graf v. Schack. v. Simpſon. Straß. Veit. (Für dieſen
Antrag erhebt ſich bei der Unterſtützung auch die Fraktion Bethmann
Hollweg.)

Nachdem der Berichterſtatter Abg. Stünzner den Kommiſſions
Antrag empfohlen, erhält das Wort der Antragſteller.

Abg. Klee: Jhre Kommiſſion hat dem Prinzip meines Antrags
die Ehre der vollen Anerkennung zu Theil werden laſſen, gleichwohl

aber den Uebergang zur Tagesordnung wegen Mangels an Zeit bean
tragt. Jch glaube, ein ſolches Gutachten iſt gewiß in der Geſchichte
der parlamentariſchen Debatten noch nicht vorgekommen eine Abnor-
mität, die nur daraus ſich erklärt, daß es ſich hier um das Chri-
ſtenthum handelt. Denn es liegt auf der Hand, daß es an Zeit
zu dieſer Erörterung nicht gefehlt hat, uns drängt ſich daher von
ſelbſt die Annahme auf, daß der Mangel an Zeit nichts als ein Vor
wand zur Umgehung der Sache geweſen, nur aufgeſtellt, weil man
nicht das Herz hatte, ſich entſchieden für oder wider den Antrag zu erklären.
Um ſo mehr finde ich mich gedrungen, auf die Sache ſelbſt hier einzu
gehen und die Dringlichkeit des Antrags ins Licht zu ſtellen. Jn wel-
chem Sinne derſelbe gemeint geweſen, habe ich in der beſondern Denk-
ſchrift klar zu machen geſucht. Das zu Grunde liegende Prinzip iſt
kein neuer Einfall der Gedanke iſt uralt älter wie der Preußiſche
Staat ſelbſt, der auf dieſem Grunde erſt empor gewachſen, d. i. auf
dem Bewußtſein der Nothwendigkeit ſeiner Beziehung zum Chriſtenthum.
Dieſer Gedanke iſt ſeinem weſentlichen Jnhalte nach noch feſtgehalten in
dem Geſetz vom 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe der Juden
vertheidigt damals auf dem Vereinigten Landtage aufs Eifrigſte von
den Vertretern der Regierung er hat gegolten, bis die Wogen und
Brandungen der März Revolution die Fundamente des Staats aufs
Tiefſte erſchütterten, und damit auch dieſen Eckſtein aus ſeinen Fugen
brachten. Es war eine der erſten Großthaten der legaliſirten Revolution,

ein Abfall des Staats von ſich ſelbſt, als dieſer in dem Geſetz vom
6. April 1848 ſich von jeder Beziehung zu einer Religion losſagte
eine Erklärung, die mit der Einſetzung der Kopfzahlwahl und mit alle
dem, was ſonſt den Stempel einer breiten Grundlage an ſich trug, ziemlich
zuſammenfiel. Es bleibt ein ewig denkwürdiges Verdienſt der Kammern,
daß ſie es waren, welche dieſen in der oktroyirten Verfaſſungsurkunde leider
noch beibehaltenen breiten Stempel hinweggethan, daß ſie im Art. 14
Zeugniß davon abgelegt, daß der Staat einen Unterſchied machen müſſe
zwiſchen den Religionen daß er in einer anderen Beziehung zum Chri-
ſtenthum ſtehe wie zu anderen Religionen. Aber, meine Herren, ich
vermag dies Zeugniß nicht zuſammenzureimen mit dem Art. 12 derſel-
ben VerfaſſungsUrkunde, nach welchem Jeder, ohne Unterſchied der
Religion, wenn er nach Art. 4 den allgemeinen Bedingungen genügt,
Zutritt zu allen Aemtern haben ſoll. Jch halte vielmehr dafür und
glaube es auch nachgewieſen zu haben, daß dies geradezu im Wider-
ſtreit ſteht mit dem Geiſt des Art. 14. Denn hat der Staat eine
ſolche nothwendige Beziehung zum Chriſtenthum, erkennt er daſſelbe
als die abſolute Wahrheit, iſt deshalb die Verwirklichung chriſtlicher
Grundſätze das höchſte und letzte Ziel aller Staats Ordnung, ſo ver-
läugnet der Staat offenbar ſein innerſtes Prinzip, wenn er dem Nicht
Chriſten Amt und Beruf zur Einwirkung auf das chriſtliche Gemein-
weſen ertheilt. Giebt aber auch der Art. 14 zur Ausſchließung derſel-
ben eine Art von Anhalt wie ihn die Staats Behörden darin ge-
funden, ſo wird man doch nicht verkennen, daß in ſolcher Jnter-
pretation immer der Anſchein bleibt, als werde dem Geſetz Gewalt an
gethan. Die Art. 4 und 112 ſind für ſich zu klar, als daß nicht die
Zurückweiſung eines Nicht Chriſten, der die Prüfung beſtanden, als
eine Umgehung der Verfaſſung erſcheinen ſollte. Darum muß man
ſchon aus Rückſicht auf die Pflicht der Wahrhaftigkeit es wünſchen,
daß dieſe Zweideutigkeit der Verfaſſungs Urkunde abgethan werde, und
wollen Regierung und Kammern im Ernſt mit der Revolution brechen,
ſo hat gewiß Jeder an ſeinem Theil dazu vor Allem die Hand zu
bieten, daß mit Offenheit und Entſchiedenheit jenes Prinzip beſeitigt
werde, welches nur in der Revolution ſeinen Urſprung hat, und eines
der Hauptkennzeichen derſelben iſt, ein Prinzip, welches aller Ge-
ſchichte, aller Wirklichkeit unſerer Volkszuſtände widerſpricht und die
Staatsordnung ſelbſt in ihren Fundamenten untergraben müßte, wenn
es wirklich zur Anwendung käme. Bloß aber als oſtenſibles Prinzip
den Nicht Chriſten das Recht des Zutritts zu den Aemtern einräumen,
in der Wirklichkeit aber alle Veranſtaltungen treffen, daß ſie ſolchen
Zutritt nie erlangen können, das wiederhole ich, dürfte eines Staats
weſens ebenſo wenig würdig ſein, wie den Nicht- Chriſten damit gedient
ſein kann. Man darf ſich auch nicht damit beſchwichtigen, daß eine
ſolche Jnſtitution, wie ſie beantragt iſt, ohne das Erfülltſein des Volks
geiſtes mit chriſtlicher Geſinnung eine leere Form wäre, und daß, wenn
dieſe Geſinnung zunimmt, von ſelbſt das chriſtliche Prinzip im Staat
zur Geltung komme. So unwiderſprechlich wahr dies iſt, ſo wird damit
doch der Kern der Sache nicht getroffen. Käme es bloß darauf an,
die Nicht-Chriſten von der Volksvertretung auszuſchließen, ſo würde dies
allerdings von ſelbſt durch die Entwickelung der chriſtlichen Geſinnung
im Volke erreicht. Aber auch der Staat als ſolcher, der in ſeiner Obrig-
keit Perſönlichkeit hat, hat dieſe Geſinnung darzulegen und das kann
er nur dadurch, daß er zunächſt in ſeinen Inſtitutionen die Chriſtlichkeit
ſeines Charakters beurkundet. Dazu gehört aber vor Allem, daß er
Diejenigen, deren Grundſätze dem chriſtlichen Prinzip entgegenſtehen,
von dem Beruf der Einwirkung auf das chriſtliche Gemeinweſen aus-
ſchließt, eine Jnſtitution, die dann ihrerſeits wieder auf die Ent-
wickelung chriſtlicher Geſinnung im Volke zurückwirken wird. Bleiben
aber Art. 4 und 12 unverändert, ſo liegt am Tage, daß nach wie vor
die Zulaſſung zu allen Aemtern auch von den NichtChriſten in Anſpruch
genommen werden darf, und wie auch die chriſtliche Geſinnung Fort-
ſchritte mache, ſo würde dies Fortſchreiten an ſich eben ſo wenig jene
Artikel ändern, wie ein Recht geben, die Anwendung derſelben auf Nicht
Chriſten bei Seite zu laſſen. Darum bleibt es die Pflicht der Staats
regierung wie der Kammern, jene Artikel mit dem Geiſte des Art. 14
wie mit der Wirklichkeit unſerer Volkszuſtände in Einklang zu bringen
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und ſo davon Zeugniß abzulegen, daß wirklich die chriſtliche Geſinnung
in unſerem Volke ſeit 1848 vorgeſchritten iſt. Geſchieht es nicht, ſo
muß man ſich an die Hoffnung halten, daß die folgenden Legislaturen
von der Macht des Chriſtenthums dahin gedrängt werden, dieſem Po
ſtulat des chriſtlichen Geiſtes Genüge zu thun. Hat einſt Wilberforce
im Bewußtſein der Wahrheit, im Glauben an die Nothwendigkeit des
Sieges ſich nicht geſcheut, 20 Jahre lang in der Minorität zu bleiben,
ſo dürfen wir auch hoffen, daß es keiner Legislatur an ſolchen feh-
len werde, welche auf dies Poſtulat immer wieder hinweiſen, bis es
ſich endlich Bahn bricht. Darum iſt ſeine Zukunft gewiß, ſo gewiß das
Chriſtenthum die abſolute Wahrheit iſt, ſo gewiß die ſittliche Rechts-
ordnung im Staate eben deshalb im nothwendigen Zuſammenhange mit
dem Chriſtenthum ſteht. Jnzwiſchen wünſchte ich freilich, daß der Ruhm
eines ſolchen Durchbruchs zur Wahrheit ſchon der gegenwärtigen Legis-
latur beſchieden wäre, und daß zunächſt die Erſte Kammer ſich in dieſer
Richtung ausſpräche. Darum kann ich Jhnen, meine Herren, nur die
Verwerfung des Kommiſſions Antrages und die Annahme meines An-
trages empfehlen.

Das Reſultat der heutigen Erörterung über den Antrag des Abg.
Klee war die Annahme des Amendements v. Seydlitz mit 75 gegen
49 Stimmen. Dafür ſtimmte die Linke, die Fraktion BethmannHollweg
und ein Theil der Rechten. Dagegen die Rechte.

Schluß der Debatte folgt morgen. Schluß der Sitzung 2'
Uhr. Nächſte Freitag.

Berlin, den 30. März. Se. Majeſtät der Kaiſer von Rußland
werden wahrſcheinlich gegen das Ende des April oder im Mai bei War-
ſchau die Revue über die im Königreich Polen ſtehenden Truppen abhal-
ten. Wenn aber mit dieſer Anweſenheit Sr. Majeſtät des Kaiſers in
Warſchau ein Fürſten Kongreß oder dergleichen in Verbindung gebracht
wird, ſo iſt dies eine müßige Erfindung. (N. Pr. 3.)

Wie geheim auch die Zollvereins Verhandlungen zu Bamberg
zwiſchen den Miniſtern v. d. Pfordten v. Neurath und v. Beuſt gehal
ten werden ſo viel verlautet doch ſchon, daß Herr v. d. Pfordten
(Bayern) entſchieden den Wiener Zoll- Konferenzen das Wort geredet hat,
Herr v. Neurath (Würtemberg) nicht geneigt war, den Zollverein einer
ungewiſſen Zukunft preisgegeben zu ſehen, und Herr v. Beuſt (Sachſen)
eine beſtimmte Auslaſſung gar nicht für angemeſſen erachtet hat. Dieſe
Konferenz wird wenig dazu beigetragen haben die Mißſtimmung zu he-
55 r welcher Hannover ſeit der Flottenkonferenz gegen Bayern er-
üllt iſt.

Bis heute (30.) iſt noch nichts bekannt geworden von irgend
einem Arrangement, durch welches das ungetheilte Fortbeſtehen der
„Deutſchen Flotte“ geſichert wäre. Falls nun bis morgen nicht ein ſol-
ches Arrangement zu Stande kommt, führt Preußen an dieſem Tage die
ihm verpfändeten Schiffe „Eckernförde“ und „Barbaroſſa“ in einen ſei-
ner oſtſeeiſchen Häfen und der Reſt der Flotte wird in öffentlicher Auk-

tion verſteigert. (N. Pr.Die Terrain Verhältniſſe auf den von Preußen in dem Staats
vertrage vom 27. Januar d. J. zu erbauen übernommenen Strecken der
Eiſenbahn von Münſter bis zur hannoverſchen Grenze und von Rheine
bis Osnabrück, ſind, dem „C.B.“ zufolge, wie die ſtattgehabten Aus
mittelungen ergeben haben, ſo günſtig daß der Koſtenaufwand die
Summe von drei Millionen nicht überſteigen dürfte. Es werde bezwei-
felt, daß die Regierung es für nöthig erachten werde, von den Kam-
mern zur Deckung dieſes Bedarfes eine außerordentliche Bewilligung zu
fordern.

Wien, den 27. März. Die neueſten und wahrſcheinlich auch letz-
ten offiziellen Berichte über die „Marianna“ geben ein Reſumé des That-
beſtandes, woraus folgt: 1) der Untergang des Schiffes dürfte in der
Nacht vom 4. auf den 5. März ſtattgefunden haben 2) daſſelbe ſcheint
auf hoher See an der Pomündung aufgeflogen zu ſein 3) hat die Ex
ploſion durch Pulver in der Santa Barbarg des Acht Schiffes ſtattge-
funden 4) das Schiff war ſeetüchtig und ſein Auslaufen keineswegs ris-
kirt. Ein unheilvoller Zufall ſcheint allein deſſen beklagenswerthes Ende
herbeigeführt zu haben. Durch dieſe amtliche Erklärung werden auch
die in früheren Berichten angedeuteten Vermuthungen über ein Verſehen
oder einen Fehler von Seiten des Kommandirenden beſeitigt, was ganz
geeignet ſein dürfte, auf die Mitglieder unſerer Marine einen wohlthuen-
den Eindruck hervorzubringen.

Bremen, den 28. März. Die in einigen Blättern enthaltene An
gabe, Dulon habe den Senat um Verlängerungsfriſt erſucht, iſt, wie
wir hören, irrig: Dulon hat dem Senat nur anheimgegeben, daß,
wenn der Senat Dulons Behauptung, ſeine Lehren würden in dem
Heidelberger Gutachten entſtellt, vor Ergreifung weiterer Maaßnahmen
motivirt zu ſehen wünſche, die ihm gewährte Friſt von 6 Wochen zur
Ausarbeitung einer Vertheidigungsſchrift zu kurz ſei. Ein Beſcheid auf
dieſe Vorſtellung iſt Dulon noch nicht geworden.

Am Freitag Morgen wurden die Katechumenen Dulon's in ſeiner
Wohnung, nachdem Dulon Worte des Abſchieds an ſie gerichtet, durch

(H. C.)Paſtor Nagel konfirmirt.

Frankreich.
Ueber die Eröffnungsrede des Präſidenten theilen wir noch die fol

gende Depeſche des T. C. B.“ mit:
Paris Montag den 29. März, Nachmittags 3 Uhr. Heute Mittag

1 Uhr fand im Marſchallsſaale der Tuilerien die Feierlichkeit zur Jn
ſtallirung der großen Staatskörper ſtatt. Der Präſident wurde enthu-
ſtaſtiſch empfangen. Jn der Eröffnungsrede erwähnte derſelbe der po

litiſchen Lage, der Finanzen und der freundſchaftlichen Beziehungen zu
den auswärtigen Mächten. Der Präſident erklärte ferner, daß es ſein
Grundſatz ſei, Alles für Frankreich, Nichts für ſich ſelbſt zu thun, denn
ſonſt hätte er eine größere Macht nehmen können, als er gethan. Er
würde es auch für die Folge nicht, wofern nicht die Parteien das Va-
terland verwirren, oder der Volkswille ſich unwiderruflich ausſpräche.

Schweiz.
Bern, den 27. März. Aus ſicherſter Quelle kann ich Jhnen mit-

theilen, daß ſich die dermalige republikaniſche Regierung des Kantons
Neuenburg im Beſitz der Korreſpondenz befindet, welche zwiſchen den
Chefs der Royaliſten und Herrn Friedrich v. Chambrier in Berlin ge
wechſelt wurde. Die Behörde veröffentlicht dieſe Korreſpondenz in einer
Extrabeilage ihres Organs „Republicain Neuchatelois“, welches heute
verſpätet hierher gelangte, und, abgeſehen von dem denkbaren Eindruck
am Vorabend der Neuenburger Wahlen, wohl gar einen Hochverraths-
prozeß in Ausſicht ſtellt, der mit allen Jngredienzen eines die Oppoſition
vernichtenwollenden Gouvernements gewürzt ſein dürfte. Was einſtweilen
aus der Menge übertreibender Gerüchte als Thatſächliches hervorgeht,
iſt Folgendes Zu Anfang dieſes Jahres, wo die nahen Wahlen aber-
mals zu einem Stein des Anſtoßes zwiſchen den Differirenden werden
mußten, drehte ſich die Streitfrage um die Auslegung eines königlichen
Kabinetsſchreibens vom 5. April 1848, woraus man von einer Seite
die Pflicht der Erhaltung, von anderer Seite einen Wink zur Betheili
gung ableiten wollte. Beide Fraktionen wendeten ſich nach Berlin.
Die Fraktion, welche am 28. d. M. mitwählen wollte, motivirte, daß
eine Wahlniederlage, das heißt Nichtmajorität, immer noch beſſer ſei,
als eine gänzliche Apathie; ferner, daß aus der ihr ſichern Stimmenzahl
von 20 bis 30 doch eine achtunggebietende Minorität in der Legislative
ſich bilde, welche eine konſervative Reorganiſation des Landes einleiten
könne; endlich daß ein längeres apathiſches Zuſehen den gegenwärtigen
Zuſtand in bedenklichſter Weiſe verlängere. Dabei wurde nicht verhehlt,
daß die Nichterfüllung der ſeit vier Jahren häufig gegebenen Jnter-
ventionsverſprechen eine große Entmuthigung, und hier und da die Ge-
neigtheit, ſich dem dermaligen Regierungsſyſtem anzunähern, erzeugt
habe. Darauf erfolgte nun das Circular des Herrn Fr. v. Cham-
brier vom 6. März d. J., welches an der Spitze derjenigen Schrift-
ſtücke figurirt, die der republikaniſchen Regierung in die Hände fielen.
Darin wird ernſtlich gewarnt vor jeder Fuſion mit den Republikanern,
ſelbſt mit den Moderirteſten derſelben allein die Wahlfrage, für deren
dunkele Stelle eine präciſe Erläuterung verlangt worden war, als eine
gleichgiltige, willkürliche behandelt, zwar das Prinzip der Theilnahme
als das richtigere bezeichnet, jedoch bei einer Majorität der zur Lei-
ſtung des Konſtitutionseides nicht Geneigten die Enthaltung gleichmäßig
zugeſtanden, vor allem Verſöhnung und Vertrauen empfohlen die Ret-
tung und Erlöſung durch die Krone ſei nahe behandelt werde eben die
Angelegenheit in London, wo alle Großmächte, ſelbſt England, den Vor
ſchlägen des Königs nicht abgeneigt ſeien. Dieſes Schreiben legte jeder
Theil zu ſeinem Gunſten aus die Einen bildeten Wahlcomités und
veröffentlichten ihre Kandidatenliſten im „Neuchatelois“; die Andern
hielten geſonderte Verſammlungen, worin ſie die Namen der Wahlgegner
zu Protokoll nahmen, und als erwieſene Majorität an die Neuenburger
Kanzlei in Berlin ſandten. Beide Theile erhielten Kunde von den ge-
genſeitigen Anſchuldigungen und Verdächtigungen, und ſo konnte denn
im Sturm der Leidenſchaften der ſchon begonnene Verrath von Privat-
geheimniſſen deſto leichter um ſich greifen. (Fr. O. P. A. 3.)

h]----—

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 30. bis 31, März.

Im Kronprinzen: Hr. Particul. v. Camarada a. Poſen. Hr. Gutsbe v. Roth
a. Reichenbach. Die Hrn. Kaufl. Kettner a. Stettin, Laubingh a, Frankfurt,
Haaſe a. Süchteln, Klöppel a, Elbingerode, Seitz a. Hamburg, Odrich a.
Prag Brocken a, Dresden.

Stadt Zürich: Hr. Lieut. v. NoſtizDezewicki a. Dresden. r. ForſtauVogel a. Schleuſingen. Die Hrn. Kaufl. Köhler a. nen Wert re
berfeld, Bielefeld a. Berlin Kirchner a. Hambur artung a, KönigsHanemann a. Stettin. 9 s gsherg,

Goldner King: Hr. Oekon. Beyer a. Muckwitz. Die Hrn. Kaufl. SchmiLeipzig, Muthreich a. Bernau, Lenz a. r n Schmidt a.
Goldner Löwe: Hr. Mechan. Geißler a. Jgelshieb. Die Hrn, Kauſl.Schau a. Berlin, Brauer a. Würzburg Theune a. an gern g

Engüſwer, 9e er z Weh J P. Oekon. Rieſe a. Wien.
r. Dr. Marler a, Leipzig. Hr. Oekon. Petzold a. afſtedt. DiSchaaf a. Dresden u. Schurig a. Mutſchen t e Hrn Kauſt

Stadt Hamburg Hr. Graf de la Chaude a. Marſeille. Hr. Apotheker Häßler g.
Eiſenach. Hr. Amtm. Krobitſch a. Niemberg. Hr. Theolog Seultety a. Wien.
Die Hrn. Kaufl. Fincke a. Neuhaldensleben, Schulze u. Bernhardt a. BerliGredner a. Leipzig, Jsrael a. Bernburg ö Berlin,

Schwarzer Bär: Hr. Fabrik. Cramer a. Nordhauſen. Hr. Kaufm. Borowsky a.
Düſſeldorf. Hr. Tuchfabrik. Arendt a. Raguhn. Hr. Kunſtgärtner Leopold
a. Berlin. Frl. Günther a. Magdeburg.

Goldne Kugel: Die Hrn. Kaufl. Reſſer a. Zeulenrode, Elkau a. Berlin, Rein
hard a. Eiſenach. Hr. Jnſpect. Mühlig a. Ehrenheim. Hr. Rend. Stammer
u. Hr. Poſthalter Heidenreich a. Freiburg.

Eiſenbahnhof: Hr. Rittergutsbeſ. Hartwig a. Breiting. Hr. Particul. v. Stam
mern a. Hamburg. Hr. Bankdirekt. Nulandt a. Deſſau. Die Hrn. Kaufl.
Simon a. Berlin u. Beier a, Wittenberg-

Thüringer Bahnhof: Die Hrn. Kaufl. Roſenberg a. Magdeburg u. Hirſchhorn a.
Mannheim. Hr. Kammerh. v. Thilo a. Berlin. Hr. Ober Forſtmſtr. v. Thü
men a. Klein Brieſen. Hr. Amtsr. Diederichs u. Hr. Lieuten. Diederichs a.

Hr. Graf v. Sinnowatzky g.Wildſchütz. Hr. Graf v, Dönhoff a. Berlin,
Warſchau.
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Bekanntmachungen.
Proeclama.

Da folgende Perſonen, als:
Der Bäcker Andreas Gottfried Geeſe, geb.
am 24. Juni 1797 zu Unterwiederſtädt, wel-
cher Halle 1831 verlaſſen, ſich zuletzt 1839
in Buttſtädt aufgehalten, 113 Thlr. 6 Pf.
beſißt;

2) der Sattler Johann Friedrich Blum, geb.
am 1. September 1784 zu Radewell, ſeit
1830 verſchollen, Vermögen von 50 Thlr.

3) der Schuhmachergeſelle Johann Chriſtian Karl
Daniel Reiſel, geb. den 24. Juli 1804
zu Morl, welcher ſeit 1826 von hier fort,
die letzten Nachrichten einige Jahre ſpäter
von Yſtadt in Schweden aus ertheilt hat;
Vermögen gegen 100 Thlr.

4) Andreas Friedrich Wilhelm Schmidt, geb.
den 18. Julius 1805 zu Halle, ſeit 18 Jah-
ren unbekannt abweſend, Vermögen 190 Thlr.

5) der Tiſchler Karl Heinrich Samuel Röder,
geb. am 13. September 1802 zu Halle, letzte
Nachrichten vor etwa 21 Jahren vom Rhein
aus, Vermögen von 9 Thlr. 2 Pf.,

ſeit den angegebenen Zeitpunkten keine Nachricht
von ſich gegeben haben und deren Todeserklä-
rung beantragt iſt, ſo werden dieſelben, ſo wie
deren unbekannte Erben und Erbnehmer, hier-
durch geladen, ſich ſpäteſtens in dem auf den

30. Oktober 1852, Vormittags 11 Uhr,
vor dem Herrn Ober-Gerichts Aſſeſſor Müller
an Gerichtsſtelle hier, Zimmer Nr. 5, anberaum-
ten Termine perſönlich oder ſchriftlich zu melden,
widrigenfalls die genannten abweſenden Perſonen
für todt erklärt, die Jnteſtaterbfolge über ihr
Vermögen eröffnet und der Nachlaß des Bäckers
Geeſe und des Tiſchlers Röder dem Fiskus
überwieſen werden wird.

Halle a. d. S., am 2. December 1851.
Königl. Kreis Gericht. I. Abtheilung.

Das Atelier für Photographie u. Daguerreotypie
von H. Ganßauge, kl. Steinſtraße Nr. 213,

empfiehlt ſich zur Aufnahme von Portraits, von der kleinſten und mittelſt des allerneueſten Rieſen
daguerreotyps, bis zu jeder Größe, auf Papier und Platten, in der bekannten Schaärfe und Feinheit,
zu den billigſten Preiſen. Aufnahme im geheizten Glasſalon.

Brennerei- Verkauf.
Die vollſtändige neue Einrichtung einer Brenne

rei weiſt zum Verkauf nach J. G. Fiedler in
Halle a/S.

Ein Seminariſt wird als Hauslehrer auf
ein Rittergut ſofort oder zum 1. Mai geſucht.
Alles Nahere ertheilt J. G. Fiedler in Halle,
kl. Steinſtraße.

Zwei Handlungslehrlinge kann noch 1. April
placiren J. G. Fiedler, Nr. 209.

Eine geräumige Familien Wohnung von 5 bis
6 Stuben, Kammer, Kuche, Pferdeſtall u. ſ. w.
wird 1. Oktober zu miethen geſucht durch J. G.
Fiedler, kl. Steinſtraße Nr. 209.

Jn der Nähe des Marktes, Kleinſchmieden
oder Barfüßer, auch Brüderſtraße, wird von
einem kinderloſen Beamten zum 1. Juli oder
1. October c. eine Wohnung von 2 Stuben,
Kammern nebſt Zubehör im Preiſe von 36 40
Thlr. geſucht. Offerten unter R. X. befördert
die Expedition dieſes Blattes.

Markt Nr. 230 iſt eine Wohnung von 4 Stu-
ben, 3 Kammern, Kuüche und Zubehör vom 1. April
ab an ruhige Miether zu vermiethen und Naheres
daruber von Morgens 9 bis Nachmittags 2 Uhr in
erſter Etage zu erfahren.

Fonds und Geld-Cours.
J

S Courant.Berlin, den 30. März. 7 Preuß. Courant Preuß. Cou
Brief. Geld. Gem. Brief. Geld. Gem.

BerlinStettiner Prior.Obl. 4Fonds Courſe. EölnMindener. 110 àPreuß. freiwillige Anleihe s 1025 do. Prior. Obl. 44 1034 1114
do. Staats- Anleihe v. 1850 44 102 do. do. II. Em. 5 1044Staats Schuldſcheine 34 894895 DüſſeldorfElberfelder (109OderDeichbauOblig.. 4 do. Prioritäts-- 4 95 944Pr.Scheine d. Seehdl. à 50 thl.) 1224 do. Prioritäts- 5
Kur u. Neum. Schuldverſchr.) 34 874 864 MagdeburgHalberſtädter 150 149
Berliner Stadtobligationen 5 1014 Magdeburg-Wittenberge 4 66 653

do. do. 3884884 do. Prioritäts-- 5 103 10234Kur und Neumärk. 3 998 NiederſchleſiſchMärkiſche 34 98 97
J Zſtpreußiſche r do. Prioritäts-- 4 99499S Pommerſche 3498 do. Prioritäts-- 44 1023S Poſenſch o 4 do. Prior. III. Ser. 5 1014 1014S o 34 954 94 do. IV. Ser sS Schleſiſche 34 Oberſchleſiſche Lit. A. 1481do. L. B. v. St. gar.) z do. Prioritäts- 4Weſtpreußiſche 34 95 do. Lt. B. 3 1274Kur und Neumärk. 4 99 Prinz Wilh. (Steele-Vohw. 444S Pommerſche 4 do. Prioritäts sS Poſenſche 4 994 99 do. II. Serie l TFauud SS Preußiſche r en Rheiniſche 380S Phein. und Weſtphäl. 7 do. (Stamm) Priorit. 4 874c [Sächſtſche 4 994 do. Prioritäts-Obl. 93Schleſiſche 4 1004 do. vom Staat gar. 34Schuldverſchr. d. Eichsf. Tilg. C 4 RuhrortCref.-KreisGladb. 35
Preuß. BankAnth.-Scheine 1014 do. Prioritäts 41 SStargard-Poſen 4 34 874 686.
Friedrichsd'or 13 r 137 Thüringer 178783Andere Goldmünzen à s thlr. 10 94 do. PrioritätsObl. 44 102 101
Disconto T Wilhelmsbahn (CoſelOderb. 11243 àEiſenbahn Actien. d lorttäta 6 tgsAachen Düſſeldorfer 4874 864 Ausländiſche Eiſenb.-
Bergiſch Märkiſche e o Stamm Actien.do. Prioritäts- 5 1015101 Cöthen Bernburger 2 D.

do. do. II. Serie 5 1004 KrakauOberſchleſiſche 4 844834Berlin Anhalt. Lit, A. u. B. 1204 1194 Kiel Altona 4 1073 1063
do. Prioritäts 4 994 Mecklenburger 4 44 43 435 à 4Berlin Hamburger 1o08 Nordbahn (Friedr. Wilh.) 4454 44W 3 103 Zarskoe Seloo. do. II. Em. mBerlinPotsd. Magdeburger 17642771 Ausländ. Prior. Actien.
do. Prior. Oblig. 4 S 984 KrakauOberſchleſiſche 44 S n
do. do. 5 101 Nordbahn Friedr. Wilh.) 5 100do. do. Lit. D. 44 1003 T

BerlinStettiner 132 131 KaſſenVereins-Bank Aktien 4 a
Druck der Waiſenhaus Buchdruckerei.

Pferde- Auction.
Donnerſtag, am erſten Viehmarktstage

(den 1. April), Vormittags 7 Uhr, ſollen
vom Rittergut Merbitz, an Funkens Gar-
ten, Oberſteinthor allhier: 1 Reitpferd und
8 ſtarke Zugpferde meiſtbietend gegen gleich
baare Zahlung verkauft werden.

Brandt, Auct.-Commiſſ. u. ger. Taxator.

Mansfelder Berg-Weine, 1848r, rothe
und weiße, das Quart 8 Sgr., die Weinflaſche
6 Sgr.

Weiße Land Weine, das Quart 6 Sgr.
bei W. Fürſtenberg Sohn.

Beſten rothen und weißen Klee, ſo wie
friſchen Esparſette-Saamen empfehlen zu
mäßigen Preiſen

S. C M. Simon.
Zwei gut eingefahrene Ziegenböcke
ſind nebſt Wagen zu verkaufen. Das
Nähere bei dem Thorwärter Herr-

mann auf dem Waiſenhauſe.

Getreidepreiſe.
Berlin, den 30. März.

Weizen loco nach Qualität 5662
Roggen do. do. 4752382. pr. Frühjahr 464 à 464 bz. u. G. 463 B.

pr. Mai Juni 474 à 48 bz. u. B. 473 G.
Erbſen Kochwaare 41 55

Futterwaare 48 51Hafer loco nach Qualität 25 27
Gerſte, große, loco 40 43
Rüböl pr. März April

pr. April Mai
pr. Sept. October

Leinöl loco

94 B. 9 r bz. u. G.
94 B. 9 r bz. u. G.
104 B. 104 G. 10 bz.
12 B. 117 bz.

April Mai

Rapps 59 à 67 B.Rübſen 66 à 68 BSpiritus loco ohne Faß 24 à 244 bz.
mit Faß 234 G. 24 B.
März April 234 G. 24 B.
pr. April Mai 234 à 234 à 235bz. u. G. 24B.

Roggen Anfangs billiger als geſtern verkauft bleibt
feſter. Spiritus preishaltend. Rüböl unverändert.

Breslau, den 30. März, 1 Uhr 35. Min. Nachm.
Getreidepreiſe: Weizen weißer 52—64 Sgr. do. gelber
56 634 Sgr. Roggen 48 61 Sgr. Gerſte 41 47
Sgr. Hafer 28 32 Sgr.

Stettin, den 30. März, 2 Uhr 5 Min. Nachm.
Weizen Frühjahr 54, 57 bz. Roggen Frühjahr 453 bz.,
Mat Juni 47 bz. u. G., Juni Juli 48 G., 484 Br.
Rüböl 9 bz. pr. März April u. April Mai, Herbſt 10
bz. Spiritus Frühjahr 15 bz., Juni Juli u. Juli Auguſt
ohne Geſchäft.

Merſeburg, den 27. März.
Weizen 2 thlr. 10 ſgr. pf. bis 2 thlr. 15 ſgr. pf.
Roggen 2 7 6 bis 2 11 3Gerſte 1 16 3 vis 1 17 6.Hafer 225 bis 27 6

Schifffahrts Nachrichten.
Die Schleuſe zu Magdeburg paſſirten Schiffer.
Aufwärts: den 30. März. M. Bennicke, Rog-

gen und Erbſen, von Hamburg nach Halle. S. Mutl-
ler, Gerſte, v. Stettin n. Dresden. F. Brieſt, Stein
kohlen, v. Hamburg n. Buckau. C. Schlenkrich,
Weizen, v. Arneburg n. Dresden. G. Piccart, Brenn
holz, v. Sandfurth n. Buckau.

Niederwärts: den 29. März. W. Biener, Sand-
ſteine, v. Poſtelwitz n. Hamburg. F. Quandt, Stück
gut, v. Tetſchen desgl. G. Hanewald, desgl. v. Dres
den n. Magdeburg. F. Schade, geb. und friſches
Obſt, v. Außig desgl. F. Heinrich, Braunkohlen,
desgl. n. Neuſt Magdeburg. W. Dümling, Stein
kohlen, v. Dresden desgl. C. Enger, desgl. J.
Knebel, Zucker, v. Halle n. Magdeburg.

Magdeburg, den 30. März 1852.Königl. SchleuſenAmt. Haaſe.
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